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Erfillungseinwand im Zwangsvollstreckungsver-
fahren eines tenorierten Auskunftsanspruchs

Orientierungssatz

1. Auch im Zwangsvollstreckungsverfahren nach §§ 887, 888 ZPO kann vom Vollstreckungs-
schuldner der Erfullungseinwand geltend gemacht werden (Anschluss BGH, Beschluss vom 5.
November 2004 - IXa ZB 32/04).(Rn.19)

2. Das Vollstreckungsgericht hat durch Auslegung des Vollstreckungstitels zu ermitteln, wel-
che Verhaltensweisen dieser erfasst. Die Auslegung hat vom Tenor der zu vollstreckenden
Entscheidung auszugehen; erforderlichenfalls sind erganzend die Entscheidungsgrinde und
unter bestimmten Voraussetzungen auch die Antrags- oder Klagebegrindung und der Partei-
vortrag heranzuziehen. Das Prozessgericht, das als zustandiges Vollstreckungsorgan Uber ei-
ne ZwangsvollstreckungsmaBnahme aus einem Titel entscheidet, den es selbst erlassen hat,
kann bei der Auslegung des Titels auch sein Wissen aus dem Erkenntnisverfahren mit heran-
ziehen und damit Umstande bertcksichtigen, die auBerhalb des Titels liegen. Fur die Ausle-
gung des Vollstreckungstitels durch das Beschwerdegericht, das tber die sofortige Beschwer-
de gegen eine Zwangsvollstreckungsmalnahme aus einem Titel entscheidet, den das Pro-
zessgericht des ersten Rechtszugs erlassen hat, gelten diese Grundsatze entsprechend (An-
schluss BGH, Beschluss vom 7. November 2024 - | ZB 31/24).(Rn.20)

3. Die Auskunftserteilung erfordert eine systematische, in sich geschlossene Zusammenstel-
lung der erforderlichen Angaben. An einer solchen Aufstellung fehlt es, wenn der Verpflichte-
te nur eine Reihe von Belegen vorlegt oder Gber mehrere Schriftsatze verteilt Einzelauskinfte
gibt. Eine Mehrheit von Teilauskiinften reicht aus, wenn diese nicht zusammenhanglos neben-
einander stehen, sondern in ihrer Summierung die Auskunft im geschuldeten Gesamtumfang
darstellen.(Rn.28)

4. Der etwaige Verdacht, dass die erteilte Auskunft unvollstandig oder unrichtig ist, begriindet
nicht einen Anspruch auf eine weitergehende Auskunft, sondern fihrt lediglich zu einem An-
spruch auf eidesstattliche Versicherung der Vollstandigkeit der erteilten Auskunft.(Rn.28)

Verfahrensgang

vorgehend LG Frankenthal, 15. Oktober 2025, 2 HK O 18/23

Tenor

1. Auf die sofortige Beschwerde der Schuldnerin wird der Beschluss des Landgerichts
Frankenthal (Pfalz) vom 15.10.2025, Az. 2 HK O 18/23, abgeandert:
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Griinde

Der Antrag der Glaubigerin auf Anordnung des Zwangsgeldes wird zurickgewiesen.
2. Die Glaubigerin tragt die Kosten des Verfahrens.

3. Die Rechtsbeschwerde wird nicht zugelassen.

Im Verfahren 2 HK O 18/23 verurteilte die KfH des Landgerichts Frankenthal die Beklag-
te und Schuldnerin mit Teilurteil vom 19.03.2024, der Klagerin Auskunft zu erteilen tber
die seitens der Beklagten sowie deren Tochtergesellschaften, (Beklagte und Tochterge-
sellschaften sind separat auszuweisen) jeweils angekauften Mengen und die entspre-
chend bezahlten Einzelpreise (an die Lieferanten oder Erzeuger bezahlter Nettopreis,
d.h. nach Abzug von Marktgebihren, Umlagen, Rickvergitungen und sonstiger Abzl-
ge) des Produkts Rucola, nach Wochen aufgegliedert, fir die Jahre 2019, 2020, 2021 und
2022, weiter aufgegliedert nach Mitgliedern und Nichtmitgliedern der Beklagten und er-
klarte das Urteil gegen Sicherheitsleistung in Hohe von 10.000,00 € fur vorldufig voll-
streckbar. Dabei wird auf Seite 10 des Urteils ausgefliihrt: "Ebenso wird auch nicht ver-
langt, dass Marktgebuhren, Umlagen etc. offengelegt werden, mit denen die Beklagte
kalkuliert. Die Klagerin mdchte nur abstrakt die wéchentlichen Mengen und die Ankaufs-
preise wissen, aufgeschlisselt nach Mitgliedern und Nichtmitgliedern" (vgl. Bl. 612 eA | 2
HK O 18/23).

Die Glaubigerin hinterlegte die Sicherheitsleistung in Héhe von 10.000,00 € beim Amts-
gericht Frankenthal und setzte der Schuldnerin mit Schreiben vom 06.06.2025 eine Frist
zur Erteilung der Auskunft bis zum 20.06.2025. Mit Schreiben vom 27.06.2025 und vom
05.07.2025 Ubersandte die Schuldnerin Informationen fur das Jahr 2019, mit Schreiben
vom 11.07.2025 und 18.07.2025 Informationen flr die Jahre 2020-2022, mit Schreiben
vom 24.07.2025 Informationen betreffend die P... GmbH fir die Jahre 2019, 2020, 2021
und 2022 und mit Schreiben vom 29.07.2025 Informationen betreffend die P... GmbH,
die P... GmbH und die D... GmbH jeweils fir die Jahre 2019, 2020, 2021 und 2022 sowie
der P... GmbH fiir das Jahr 2019. Dabei teilte sie mit, dass der Anteil der Verpackungs-
kosten am Gesamtpreis nicht mehr ermittelbar sei und aus diesem Grund, soweit ver-
packte Ware betroffen sei, nicht in Abzug gebracht worden sei. Zudem teilte sie mit,
dass keine Abzlige vorgenommen worden seien, soweit die P... eG nicht sicher wisse, ob
Marktgeblhren, Umlagen und/oder Rickvergltungen in Abzug gebracht worden seien.
Im Ubrigen seien die gestaffelt und damit je Mitglied unterschiedlich anfallenden Markt-
geblhren und Betriebsfondsbeitrage abgezogen. Sie teilte zudem mit, dass dartber hin-
aus keine Mengen erworben worden seien. Mit Schreiben vom 27.06.2025 kUndigte die
Glaubigerin ihre Mitgliedschaft bei der Schuldnerin zum 31.12.2025.

Die Glaubigerin ist der Auffassung, die Gbersandten Unterlagen seien nicht ausreichend
zur Erteilung der tenorierten Auskunft. Die zusammengefasste Darstellung samtlicher
Mitglieder bzw. Nichtmitgliedern, die Angabe der von diesen insgesamt bezogene Menge
(ohne Aufteilung auf Einzelprodukte) sowie des hierflr insgesamt gezahlten Geldbetrags
erfiille nicht die Voraussetzung der Angabe der "Einzelpreise". Einzelpreise seien keine
wochenweise kumulierten Preise. Die Aufteilung nach Kalenderwochen sei nicht geeig-
net, dem Begriff "Einzelpreis" eine andere Bedeutung zu verleihen. Dies bedeute ledig-
lich, dass die Einzelpreise nicht taggenau, sondern innerhalb einer Woche angegeben
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werden missen. Fir die Glaubigerin misse anhand der Einzelpreise ermittelbar sein,
was sie selbst fir die jeweilige Ware an Einzelpreisen hatte erlangen kénnen. Die Schuld-
nerin habe jedem Mitglied bzw. Nichtmitglied eine eindeutige und konstante anonyme
Bezeichnung zuzuweisen. Es sei zwischen den verschiedenen Varianten von Rucola-Pro-
dukten und den jeweiligen Mengen (Kolli, Stiick oder Kilogramm) zu differenzieren und
hierzu jeweils die Einzelpreise anzugeben. Nur so kénne die Glaubigerin einen Schadens-
ersatzanspruch berechnen. Die Marktgebihren, Betriebsfondbeitrage, andere Gebuhren,
Boni oder Entgelte bzw. Abzige, die sich auf die Ermittlung des Nettopreises auswirken,
seien separat bei der jeweiligen Einzelposition anzugeben. Dabei misse die Auskunft im
Excelformat zur Verfigung gestellt werden.

Mit Schriftsatz vom 17.07.2025 hat die Gladubigerin beantragt,
gegen die Schuldnerin ein Zwangsgeld anzuordnen.

Die Schuldnerin hat beantragt,
den Antrag auf Anordnung eines Zwangsgeldes zurickzuweisen.

Sie ist der Auffassung, die Auskunft entspreche dem Inhalt des Tenors. Soweit die Glau-
bigerin nun erkenne, dass sie mit der begehrten Auskunft nichts anfangen kénne, sei

es unzulassig, den von ihr selbst formulierten Klageantrag im Vollstreckungsverfahren
nachzujustieren. Mit der nach dem Tenor wochenweise zu erteilenden Auskunft seien die
Einkaufsmengen und hierfur gezahlten Einzelpreise -wie erfolgt- je Kalenderwoche zu ku-
mulieren. Auch die geforderte Aufgliederung nach Mitgliedern und Nichtmitgliedern ver-
lange lediglich eine Aufteilung in zwei Gruppen, nicht jedoch eine Unterteilung je Verkau-
fer. Gegenstand der Auskunft sei dabei "das Produkt Rucola", nicht jedoch einzelne Ru-
colaartikel. Dies insbesondere vor dem Hintergrund, dass der Glaubigerin bekannt sei,
dass die Schuldnerin das Produkt Rucola in verschiedenen Formen (unverpackt und in
verschiedenen Verpackungsformen) bezieht. Nach der im Tenor selbst enthaltenen De-
finition flr den Begriff "Einzelpreise" seien die Marktgebihren, Umlagen, Rickvergutun-
gen und sonstigen Abzlige gerade nicht zu nennen und auszuweisen, sondern vorher in
Abzug zu bringen. Dies ergebe sich auch aus der Urteilsbegriindung, wonach "nicht ver-
langt [werde], dass Marktgebuhren, Umlagen etc. offengelegt werden, mit denen die Be-
klagte kalkuliert. Die Klagerin méchte nur abstrakt die wochentlichen Mengen und die
Ankaufspreise wissen, aufgeschlisselt nach Mitgliedern und Nichtmitgliedern [...]." Die
Bereitstellung einer Excel-Datei sei weder nach dem Tenor noch materiell geschuldet.
SchlieBlich habe die Glaubigerin ihren Auskunftsanspruch durch die Kiindigung ihrer Mit-
gliedschaft verwirkt. Zudem sei die weitere Zwangsvollstreckung aus dem Urteil gemaR
§ 767 ZPO auch in ihrer Gesamtheit flr unzulassig zu erklaren.

Die KfH des Landgerichts Frankenthal hat mit Beschluss vom 15.10.2025, der Schuldne-
rin zugestellt am 10.11.2025, gegen die Schuldnerin ein Zwangsgeld von 20.000,00 €
angeordnet, ersatzweise fir den Fall, dass dieses nicht beigetrieben werden kann, fir je
500,00 € ein Tag Zwangshaft. Die Kammer hat ausgefihrt, die Schuldnerin habe die ge-
forderten Einzelpreise nicht genannt. Dass die Einzelpreise wochenweise zu nennen sei-
en, impliziere nicht, dass wochenweise Mischpreise zu nennen seien. Eine Kumulierung
der Preise entspreche nicht dem Tenor. Dieser beinhalte auch, dass nach den einzelnen
Mitgliedern und Nichtmitgliedern zu unterscheiden sei. Zudem sei die erteilte Auskunft
unubersichtlich. Die Auskunft sei durch Vorlage eines einzigen Verzeichnisses zu ertei-

- Seite 3 von 8 -



10

11

12

13

14

15

16

17

len. Die Verteilung auf mehrere Anlagen und Schriftsatze, in denen Einschrankungen
enthalten seien, gentge dem nicht.

Hiergegen richtet sich die am 21.11.2024 beim Landgericht eingelegte Beschwerde der
Schuldnerin. Sie wiederholt und vertieft ihr Vorbringen und ist der Auffassung, es feh-

le mangels hinreichend bestimmten Titels bereits an den allgemeinen Vollstreckungs-
voraussetzungen. Die Auskunft sei auch nicht untbersichtlich. Da die Auskunft fiir vier
verschiedene Jahre und sechs unterschiedliche Gesellschaften verlangt werde, sei eine
Zusammenflihrung der Auskunft in einem Dokument unibersichtlicher als die erfolgte
Aufgliederung. In den Begleitschreiben seien Einschrankungen der tenorierten Auskunft
nicht enthalten, sondern lediglich Gberobligatorisch erteilte Informationen rein deskrip-
tiver Natur. Soweit das Landgericht nunmehr zum Ausdruck bringe, dass das Teilurteil
die Schuldnerin zur Mitteilung jeder einzelnen Verkaufstransaktion verpflichten sollte,

sei dies im Tenor nicht erkennbar. Sofern der Tenor jede Transaktion erfassen sollte, er-
schlielSt sich nicht, warum gleichzeitig nur von "angekauften Mengen" statt von "Einzel-
mengen" gesprochen werde. Der Begriff "Menge" bringe gerade zum Ausdruck, dass ei-
ne Summe zu bilden sei. Zudem erschlieBe sich im Falle einer Verpflichtung zur Auskunft
Uber jede einzelne Transaktion nicht die im Tenor geforderte Aufgliederung nach Wo-
chen. SchlieRlich sei der Tenor im Hinblick auf mehr als 22 verschiedene Rucolaartikel zu
unbestimmt, soweit er sich allgemein auf "das Produkt Rucola" beziehe. Eine Aufgliede-
rung nach jedem einzelnen Rucolaartikel und jedem einzelnen Vertragspartner hatte im
Tenor deutlich formuliert werden mussen. Jedenfalls habe das Landgericht das Zwangs-
geld zu hoch bemessen.

Sie beantragt,

den Beschluss des Landgerichts Frankenthal (Pfalz) vom 15.10.2025 (Az.: 2 HK O
18/23), zugestellt am 10.11.2025, aufzuheben und den Antrag der Klagerin und
Glaubigerin vom 17.07.2025 auf Anordnung eines Zwangsgeldes zurlickzuweisen.

Die Glaubigerin beantragt,

die sofortige Beschwerde gegen den Beschluss des Landgerichts Frankenthal (Pfalz)
vom 15. Oktober 2025, Az. 2 HK O 18/23, zurUckzuweisen.

Sie wiederholt und vertieft ihr Vorbringen und fihrt aus, die Mitteilung, in welchen Zeit-
raumen kein Rucola bezogen worden sei, finde sich lediglich als unzulassige Einschran-
kung in den Begleitschreiben und nicht wie gefordert konkret bezogen auf einen be-
stimmten Einzelpreis. Die Aufteilung nach Wochen beinhalte keine Vorgabe zur Kumulie-
rung, sondern lediglich die Art und Weise der Systematik der Darstellung. Gerade dass
die Schuldnerin mit verschiedenen Rucolaartikeln handele, unterstreiche die Notwendig-
keit der Ausweisung des jeweiligen Einzelpreises.

Mit Nichtabhilfebeschluss vom 06.01.2026 hat die KfH des Landgerichts Frankenthal der
sofortigen Beschwerde nicht abgeholfen und diese dem Senat zur Entscheidung vorge-
legt.

Die nach §§ 793, 567 ZPO statthafte und gemaR § 569 Abs. 1 und 2 ZPO form- und frist-
gerecht eingelegte sofortige Beschwerde ist begriindet.
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Der von der Glaubigerin zur Erzwingung der tenorierten Auskunft als im persénlichen
Wissen der Schuldnerin stehenden unvertretbaren Handlung (BGH, Beschluss vom 3.
7.2008 - 1ZB 87/06, NJW 2008, S. 2919 (2920); BGH, Beschl. v. 5.3.2015 - | ZB 74/14,
GRUR 2015, S. 1248 (1249)) begehrten Festsetzung eines Zwangsgeldes nach § 888 ZPO
steht der Erflllungseinwand der Schuldnerin nach § 362 Abs. 1 BGB entgegen.

1. Die Schuldnerin ist nicht nur im Verfahren der Vollstreckungsabwehrklage nach § 767
ZPO, sondern auch in den Zwangsvollstreckungsverfahren nach §§ 887, 888 ZPO mit ih-
rem Einwand zu héren, der vollstreckbare Anspruch sei erfillt (vgl. BGH, Beschluss vom
7. Marz 2024 - 1 ZB 40/23, ZEV 2024, S. 378 (380); BGH, Beschluss vom 5. November
2004 - IXa ZB 32/04, NJW 2005, S. 367 (369)). Mit der Ubersendung der aus den Anlagen
in tabellarischer Form ersichtlichen Informationen zu den auf das Produkt Rucola bezo-
genen wochentlichen Einkaufsmengen der jeweiligen Gesellschaft von den Gruppen "Mit-
glieder" und "Nichtmitglieder" nebst Angabe des auf die wochentliche Menge bezogenen
Nettopreises, sowie der Auskunft, dass ein dartber hinausgehender Ankauf von Rucola-
produkten nicht erfolgt ist, hat die Schuldnerin die im Teilurteil vom 19.03.2024 tenorier-
te Auskunft erbracht. Eine dartber hinausgehende Verpflichtung zur Auskunft hinsicht-
lich der Glaubigerseits geforderten Unterteilung nach einzelnen Rucolaartikeln und ein-
zelnen Vertragspartnern, Ausweisung von Marktgebihren, Umlagen, Rlckvergitungen
und sonstigen Abziigen und Ubersendung in einer Excel-Datei ist von dem Teilurteil vom
19.03.2024 nicht erfasst.

2. Das Vollstreckungsgericht hat durch Auslegung des Vollstreckungstitels zu ermitteln,
welche Verhaltensweisen dieser erfasst. Die Auslegung hat vom Tenor der zu vollstre-
ckenden Entscheidung auszugehen; erforderlichenfalls sind erganzend die Entschei-
dungsgriinde und unter bestimmten Voraussetzungen auch die Antrags- oder Klagebe-
grundung und der Parteivortrag heranzuziehen. Umstande, die aulRerhalb des Titels lie-
gen, sind bei der Auslegung wegen der Formalisierung des Vollstreckungsverfahrens
grundsatzlich nicht zu bericksichtigen. Insbesondere ist es ohne Bedeutung, welche
sachlich-rechtlichen Anspriiche dem Glaubiger zustehen. Dem Glaubiger ist es verwehrt,
im Verfahren der Zwangsvollstreckung allein deshalb Ausklnfte zu erzwingen, weil der
Schuldner materiell-rechtlich zu deren Erteilung verpflichtet ist. Andererseits ist es aber
auch dem Schuldner versagt, die Erfallung der titulierten Auskunftspflicht mit der Be-
grindung zu verweigern, er sei materiell-rechtlich zur Auskunftserteilung nicht verpflich-
tet. Das Prozessgericht, das als zustandiges Vollstreckungsorgan Uber eine Zwangsvoll-
streckungsmaRRnahme aus einem Titel entscheidet, den es selbst erlassen hat, kann bei
der Auslegung des Titels allerdings sein Wissen aus dem Erkenntnisverfahren mit her-
anziehen und damit Umstande beriicksichtigen, die auBerhalb des Titels liegen. Fur die
Auslegung des Vollstreckungstitels durch das Beschwerdegericht, das Uber die sofortige
Beschwerde gegen eine ZwangsvollstreckungsmaBnahme aus einem Titel entscheidet,
den das Prozessgericht des ersten Rechtszugs erlassen hat, gelten diese Grundsatze ent-
sprechend (BGH, Beschl. v. 5.3.2015 - | ZB 74/14, GRUR 2015, S. 1248 (1249); BGH, Be-
schluss vom 07.11.2024, | ZB 31/24, WM 2025, S. 42 (44); BGH, Beschluss vom 7. Marz
2024 - 1ZB 40/23, WM 2024, 743 (748)).

3. Nach diesen Mal3staben ergibt die Auslegung des zu vollstreckenden Urteils die glau-
bigerseits geforderte weitere Untergliederung der bereits erteilten Auskinfte nicht.

a. Hinsichtlich der geforderten separaten Ausweisung von Marktgebuhren, Umlagen,
Rlckvergutungen und sonstiger Abziige definiert der Tenor des Teilurteils den anzuge-
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benden Preis als "Nettopreis, d.h. nach Abzug von Marktgebuhren, Umlagen, Rickver-
gltungen und sonstiger Abzuge". Die Wortwahl "nach Abzug" Iasst dabei klar erkennen,
dass lediglich der Preis anzugeben ist, der sich ohne die genannten Posten ergibt. Wa-
ren diese zusatzlich separat anzugeben, ware der Nettopreis zuzlglich dieser separat
auszuweisenden Posten anzugeben. Dies ist nicht tenoriert. Aus den Entscheidungsgrin-
den des Vollstreckungstitels und der Klagebegriindung ergibt sich nichts anderes. Viel-
mehr wird im Rahmen der Entscheidungsgriinde des Teilurteils vom 19.03.2024 auf Sei-
te 10 zur Verneinung etwaiger beflrchteter Vertragsverletzungen und Wettbewerbsver-
stéRe ausdricklich ausgefihrt: "Nachdem nur der Nettopreis beim Ankauf von den Er-
zeugern angegeben werden soll, werden auch keine geschaftlichen Interna offenbart,
die den Weiterverkauf an den LEH beinhalten. Ebenso wird auch nicht verlangt, dass
MarktgeblUhren, Umlagen etc. offengelegt werden, mit denen die Beklagte kalkuliert".
Im Falle der nunmehr geforderten separaten Ausweisung der Abziige wirde jedoch ge-
nau diese Offenlegung erfolgen. Dass die Schuldnerin in ihren Begleitschreiben Uberob-
ligatorisch darauf hinweist, welche Abzlige vorgenommen wurden und wie diese gestal-
tet sind, flhrt nicht zu einer Ausweitung ihrer sich aus dem Tenor ergebenden Verpflich-
tung.

b. Die geforderte Angabe einzelner Ankaufe innerhalb der Gruppen von Mitgliedern

und Nichtmitgliedern ergibt sich aus dem Tenor bei einer Gesamtschau der Formulie-
rung ebenfalls nicht. Bereits bei isolierter Betrachtung ist die Wortwahl "aufgliedern" im
sprachlichen Zugriff als Aufteilung eines Ganzen nach bestimmten Gesichtspunkten zu
verstehen. Die Aufgliederung geht somit von einer Menge aus, die in Untergruppen un-
terteilt wird. Soweit nunmehr im Ausgangspunkt die Angabe einzelner Ankdufe gefordert
wird, wlrde es sich demgegeniber um eine Zuordnung eines Teils zu einer Ubergeord-
neten Gruppe (Nichtmitglieder und Mitglieder) handeln. Dies findet sich sprachlich im Te-
nor nicht wieder. Dies wird bestatigt durch den Gesamtzusammenhang des Tenors. Die
Schuldnerin wird im Ausgangspunkt zur Auskunft Gber "angekaufte Mengen" verurteilt.
Die jeweils geforderten Aufgliederungen werden sodann explizit genannt. Da die Wort-
wahl "Menge" bereits eine Zusammenfassung impliziert, sind die sodann erfolgenden
Aufgliederungen als abschlieRend zu betrachten. Die Unterteilung einer "Menge" in Mit-
glieder und Nichtmitglieder legt dabei eine Zusammenfassung der Mitglieder und Nicht-
mitglieder zu jeweils einer Gruppe sprachlich nahe. Dabei ist systematisch insbesonde-
re zu berucksichtigen, dass im Hinblick auf die Unterteilung der Auskunft zwischen der
Schuldnerin und deren Tochtergesellschaften explizit ausgefiihrt ist, dass diese "sepa-
rat auszuweisen" sind. Gerade ein solcher Zusatz fehlt im Hinblick auf "Mitglieder und
Nichtmitglieder". Sofern jeder einzelne Ankauf und damit jeder Vertragspartner einzeln
-wenn auch anonymisiert- auszuweisen ware, lage es umgekehrt sprachlich nahe, als
Ausgangspunkt die Auskunft lber jeden einzelnen Ankauf zu wahlen und lediglich die zu-
satzliche Benennung als Mitglied oder Nichtmitglied zu fordern statt zur Auskunft einer
lediglich nach Untergruppen aufzugliedernden Menge zu verpflichten.

c. Dasselbe gilt flr die mit der "Aufgliederung nach Wochen" implizierte Zusammenfas-
sung der pro Woche angekauften "Mengen". Dies wird durch die Urteilsgriinde besta-
tigt, in denen von "wdchentlichen Mengen" gesprochen wird. Insbesondere erschlielSt
sich umgekehrt im Falle der Verpflichtung zur Benennung jedes einzelnen Ankaufs, der
jeweils zu einem bestimmten Datum erfolgt ist, der Zweck und die Grundlage einer Zu-
ordnung zu einzelnen Wochen nicht. Soweit die Glaubigerin der Auffassung ist, die Auf-
gliederung nach Wochen betreffe lediglich die Art und Weise der Systematik der Dar-
stellung, ist hiergegen anzuflhren, dass ihr im Falle der Benennung jeglicher Transakti-
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on kein Anspruch auf eine konkrete Form der Darstellung zustinde und Ausflihrungen in
den Entscheidungsgrinden zu einer solchen mdglichen Vorgabe im Hinblick auf die Dar-
stellungsform fehlen.

d. Auch die Formulierung "des Produkts Rucola" lasst die nunmehr geforderte Aufteilung
nach einzelnen Rucolaartikeln vermissen. Eine solche Aufteilung nach einzelnen Artikeln,
die auch in der Urteils- oder Klagebegrindung keinerlei Erwahnung finden, kann ohne
entsprechende Anhaltspunkte in die Angabe eines Oberbegriffs nicht hineingelesen wer-
den.

e. Dieser Auslegung steht die Formulierung "Einzelpreis" nicht entgegen. Da die Wort-
wahl "Aufgliederung" und der Aufbau des Tenors (die Auskunft Gber eine "Menge" als
Ausgangspunkt mit Aufgliederung und damit Unterteilung in Untergruppen) in seiner Ge-
samtschau, bestatigt durch die Formulierung der Entscheidungsgrinde ("wochentlichen
Mengen"), flr eine Zusammenfassung der einzelnen Ankaufe innerhalb der Untergrup-
pen spricht, kommt der Wortwahl "Einzelpreis" keine einer solchen Zusammenfassung
hinreichend deutlich entgegenstehende Bedeutung zu. Dies insbesondere vor dem Hin-
tergrund, dass die hierzu angefuhrte Definition ("an die Lieferanten oder Erzeuger be-
zahlter Nettopreis") selbst keine explizite Einschrankung auf die jeweiligen Ankaufe ent-
halt.

f. Soweit die Glaubigerin moniert, die Beklagte habe in ihren Begleitschreiben mitgeteilt,
dass Verpackungskosten nicht abgezogen worden seien, da diese nicht mehr zu ermit-
teln seien, kann auch diesbezlglich eine weitere Auskunft nicht gefordert werden. Da
die Verhangung von Zwangsmitteln nach § 888 Abs. 1 Satz 1 ZPO voraussetzt, dass ei-
ne Handlung erzwungen werden soll, die ausschlieSlich vom Willen des Schuldners ab-
hangt, schlieBt die objektive oder subjektive Unmdglichkeit der Handlung die Anordnung
eines Zwangsmittels aus (BGH Beschluss vom 23.9.2021 - 1 ZB 20/21, N)W 2022, S. 393
(397)). Vorliegend hat die Schuldnerin unbestritten ausgefihrt, dass ihr die Vornahme
der Auskunft im Hinblick auf den geforderten Abzug von Verpackungsmaterial unmdglich
ist. Eine Beeintrachtigung der Interessen der Glaubigerin aufgrund eines -unterstellt- zu
hoch mitgeteilten Nettopreises ist nicht ersichtlich.

g. Die Auskunft ist auch ordnungsgemaR erfolgt. Erforderlich ist eine systematische, in
sich geschlossene Zusammenstellung der erforderlichen Angaben. An einer solchen Auf-
stellung fehlt es, wenn der Verpflichtete nur eine Reihe von Belegen vorlegt oder Uber
mehrere Schriftsatze verteilt Einzelauskiinfte gibt, ohne diese "zu einem geschlosse-
nen Werk zusammen zu figen” (OLG Hamm NJOZ 2006, 1372 (1373)). Jedoch wird das
Erfordernis, die Auskunft in der Form eines Verzeichnisses zu erteilen, nicht nur durch
die Vorlage eines einzigen lickenlosen Gesamtverzeichnisses erfullt; vielmehr genlgt
auch eine Mehrheit von Teilausklinften, vorausgesetzt, dass sie nicht zusammenhang-
los nebeneinander stehen, sondern nach dem erklarten Willen des Auskunftsschuld-
ners in ihrer Summierung die Auskunft im geschuldeten Gesamtumfang darstellen (BGH,
Beschluss vom 06.06.1962 - V ZR 45/61, BeckRS 1962, 105029; BGH, Beschluss vom
22.10.2014 - XIl ZB 385/13, NJW 2014, S. 3647 (3648)). Eben dies ist hier erfolgt. Die
Schuldnerin hat fur jede Gesellschaft und jeden Monat eine tabellarische Aufstellung vor-
gelegt, anhand derer die Daten ohne Arbeitsaufwand ersichtlich sind. Soweit aufgrund
der jeweiligen Bearbeitungszeit die Vorlage der einzelnen Tabellen sukzessive erfolg-

te, erfordert die Zusammenstellung eines "in sich geschlossenen Werkes" lediglich die
kérperliche Verbindung der vorgelegten Seiten, deren jeweilige Ubersichtlichkeit nicht

in Zweifel steht. Dies im Wege der Zwangsgeldfestsetzung durchzusetzen liefe auf ei-
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ne unnétige Férmelei (OLG Hamm NJOZ 2006, 1372 (1373)) hinaus. Dass die Angabe
der Schuldnerin, dass es Uber die vorgelegten Tabellen hinaus keine Ankaufe gab, ihrer-
seits auBerhalb der Tabelle erfolgte, flhrt ebenfalls nicht zur Unvollstandigkeit der tabel-
larisch erteilten Auskunft, da diese somit abschlieBend ist. Soweit Ankaufe nicht erfolgt
sind, kénnen weder Mengenangaben noch Preise genannt werden. Ein etwaiger Ver-
dacht, dass die erteilte Auskunft unvollstandig oder unrichtig ist, kann einen Anspruch
auf in weitergehende Auskunft nicht begriinden, sondern fihrt lediglich zu einem An-
spruch auf eidesstattliche Versicherung der Vollstandigkeit der erteilten Auskunft. We-
sentlich fur die Erflllung des Auskunftsanspruchs ist die - hier erfolgte - Erklarung des
Auskunftsschuldners, dass die Auskunft vollstandig ist (BGH, Urteil vom 3.9.2020 - Il ZR
136/18, NJW 2021, S. 765 (768)). Soweit die Schuldnerin mitgeteilt hat, dass (ber die er-
teilten Informationen hinaus keine weiteren Ankaufe erfolgt sind, erschliefit sich die Not-
wendigkeit oder gar Méglichkeit einer dartber hinausgehenden Zuordnung zu etwaigen
Einzelpreisen nicht.

h. Soweit die Glaubigerin moniert, ihr sei die Auskunft nicht in einer Excel-Datei zur Ver-
fugung gestellt worden, kann dahinstehen, ob hierauf materiell-rechtlich ein Anspruch
bestiinde. Jedenfalls in dem im Rahmen des Zwangsvollstreckungsverfahrens maligebli-
chen Tenor ist diese Form der Auskunftserteilung nicht enthalten. Dem Glaubiger ist es
verwehrt, im Verfahren der Zwangsvollstreckung allein deshalb Auskiinfte zu erzwingen,
weil der Schuldner materiell-rechtlich zu deren Erteilung verpflichtet ist (BGH, Beschluss
vom 07.11.2024, | ZB 31/24, WM 2025, S. 42 (44)).

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 891, 91 Abs. 1 ZPO. Die Voraussetzungen fir die
Zulassung der Rechtsbeschwerde (§ 574 Abs. 2 ZPO) liegen nicht vor.

Die Festsetzung eines Streitwerts gemaR § 63 Abs. 2 GKG ist nicht geboten, weil keine
Gerichtsgebuhren anfallen (vgl. Nr. 2121 KV-GKG).

- Seite 8 von 8 -



	Orientierungssatz
	Verfahrensgang
	Tenor
	Gründe

